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Gesetz zur Stärkung des Ehrenamts . Erhöhung von Übungsleiter- und Ehren-
amtspauschale  
 
Der Bundesrat hat dem Gesetz zur Stärkung des Ehrenamts zugestimmt. Neben den Änderungen bei 
den Anforderungen an die Gemeinnützigkeit steht insbesondere die Anhebung von zwei Pauschalen 
im Fokus: Rückwirkend zum 01. Januar 2013 wird die Übungsleiterpauschale um € 300,00 auf 
€ 2.400,00 jährlich angehoben. Ebenfalls rückwirkend wird die Ehrenamtspauschale von jährlich 
€ 500,00 auf € 720,00 erhöht. 
 
Für den Bereich der Sozialversicherung gelten die neuen Beträge spätestens ab dem Tag der Ver-
kündung im Bundesgesetzblatt. Zu der Frage, wie die rückwirkende Erhöhung der Steuerfrei-beträge 
sozialversicherungsrechtlich umzusetzen ist, werden sich die Spitzenorganisationen der Sozialver-
sicherung nach Informationen der Minijob-Zentrale noch positionieren. 
 
Bei der Übungsleiterpauschale handelt es sich nicht nur um einen Freibetrag für Übungsleiter 
(Trainer) in Sportvereinen. Der Freibetrag kann nämlich auch bei folgenden Tätigkeiten genutzt 
werden: 
 
Ø Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbare Tätigkeiten, 
Ø künstlerische Tätigkeiten, 
Ø Pflege behinderter, kranker oder alter Menschen. 

 
Insbesondere die folgenden Voraussetzungen müssen erfüllt sein, damit Steuerpflichtige von der 
Übungsleiterpauschale profitieren können: 
 
Ø Die Tätigkeit muss im Dienst oder im Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen Rechts 

(z. B. Gemeinden, Industrie- und Handelskammern), eines gemeinnützigen Vereins, einer Kirche 
oder einer vergleichbaren Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher 
Zwecke ausgeübt werden. 

Ø Es muss sich um eine nebenberufliche Tätigkeit handeln, d. h. die Tätigkeit darf zeitlich nicht mehr 
als ein Drittel eines vergleichbaren Vollzeitberufs in Anspruch nehmen. 
 

Im Gegensatz zur Übungsleiterpauschale ist die Ehrenamtspauschale nicht auf bestimmte Tätigkeiten 
begrenzt, so dass beispielsweise auch die Tätigkeiten der Mitglieder des Vorstands, des Kassierers, 
der Bürokräfte, des Reinigungspersonals oder des Platzwarts begünstigt sind. 
 
Wie bei der Übungsleiterpauschale wird jedoch auch bei der Ehrenamtspauschale eine neben-
berufliche Tätigkeit verlangt. Der Steuerpflichtige kann die Ehrenamtspauschale nicht in Anspruch 
nehmen, wenn für die Einnahmen aus derselben Tätigkeit steuerfreie Aufwandsentschädigungen aus 
öffentlichen Kassen gewährt werden oder der Übungsleiterfreibetrag gewährt wird oder gewährt 
werden könnte. 

 
Tipp: Die Übungsleiterpauschale kann mit einem Minijob kombiniert werden, d. h. in geeigneten 

Fällen handelt es sich bei einem monatlichen Arbeitsentgelt in Höhe von bis zu € 650,00 
(€ 450,00 + € 200,00 Übungsleiterpauschale) noch um eine geringfügige Beschäftigung. 
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Lohnsteuer . Entstehung der Steuer bei Ausgabe von Jahreskarten (Job-Tickets)  
 
Sofern der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern durch Vereinbarung mit einem Verkehrsbetrieb das 
Recht zum Erwerb einer vergünstigten Jahresnetzkarte (Job-Ticket) einräumt, fließt der geldwerte 
Vorteil den Arbeitnehmern bereits in dem Zeitpunkt zu, in dem sie die Jahresnetzkarten erwerben. 
Entsprechend fließt denjenigen, die das Bezugsrecht nicht ausüben und keine Jahresnetzkarten 
erwerben, kein Arbeitslohn zu. Dies hat der BFH mit seinem Urteil vom 14. November 2012 
entschieden. 
 
Für die Frage des Zuflusszeitpunkts spielt es dabei keine Rolle, ob der Arbeitnehmer monatlich einen 
Eigenanteil zahlen muss oder ob das Recht der Arbeitnehmer zum Erwerb des Job-Tickets 
ausdrücklich von der Zahlung des monatlichen Grundbetrags durch den Arbeitgeber abhängt. 
 
Einnahmen, die nicht in Geld bestehen, sind mit den um übliche Preisnachlässe geminderten üblichen 
Endpreisen am Abgabeort anzusetzen. Deshalb besteht der geldwerte Vorteil nach der Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs nicht bereits in der Differenz zwischen dem üblichen Verkaufspreis einer 
vergleichbaren Jahreskarte am Abgabeort und den Aufwendungen der Arbeitnehmer. Vielmehr sind 
noch die üblichen Preisnachlässe vorteilsmindernd zu berücksichtigen, die der Verkehrsbetrieb im 
Rahmen eines Jobticketprogramms den Arbeitnehmern gewährt. 
 
Tipp: Da der geldwerte Vorteil mit dem Erwerb der Jahreskarte zufließt und keine Umlage auf die 

 einzelnen Monate erfolgt, kommt die monatliche Sachbezugsfreigrenze von € 44,00 regel-
mäßig nicht zum Zuge. Die Freigrenze ist nach den Bestimmungen in den Lohnsteuerricht-
linien allerdings anwendbar bei der monatlichen Überlassung einer Monatsmarke oder einer 
monatlichen Fahrberechtigung für ein Job-Ticket, das für einen längeren Zeitraum gilt. 

 
 
Einkommensteuer . Nutzung von Altverlusten aus privaten Veräußerungs-
geschäften 
 
Viele Steuerpflichtige verfügen noch über steuerlich verrechenbare Verluste aus privaten Veräuße-
rungsgeschäften (sog. Altverluste) aus der Zeit vor Einführung der Abgeltungsteuer (z. B. aus 
Wertpapiergeschäften), d. h. aus Jahren vor 2009. Verluste dieser Art können letztmals im Jahre 2013 
mit Gewinnen aus der Veräußerung von Kapitalvermögen verrechnet werden. Spätere Verrechnungen 
sind nur noch im Rahmen des § 23 EStG mit Gewinnen aus der Veräußerung anderer Wirtschafts-
güter, z. B. Immobilien, möglich.  
 
Eine Verlustverrechnung könnte damit durch einen mit Gewinn verbundenen, gezielten Wertpapier-
verkauf erreicht werden; gegebenenfalls verbunden mit anschließendem Neukauf desselben Wert-
papiers. 
 
Tipp: Steuerpflichtige mit solchen Verlustvorträgen sollten sich daher bei Bedarf mit ihren Bank-

beratern in Verbindung setzen. Wenn ein Steuerpflichtiger nur eine Bankverbindung hat ist 
ergänzend darauf hinzuweisen, dass diese (einzige) Bank innerhalb eines Jahres erzielte 
Gewinne und Verluste im Rahmen des Kapitalertragsteuerabzugs zu verrechnen hat und 
Gewinne daher nur noch eingeschränkt oder gar nicht mehr für eine Verlustnutzung zur 
Verfügung stehen. 
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Einkommensteuer . Abgeltungsteuer und Werbungskosten 
 
Seit der Einführung der Abgeltungsteuer sind Werbungskosten, die im Zusammenhang mit Kapital-
einkünften stehen, grundsätzlich nicht mehr abzugsfähig. 
 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat diese Vorgabe mit seinem Urteil vom 17. Dezember 2012 
dahingehend ausgelegt, dass die tatsächlich entstandenen Werbungskosten jedenfalls dann auf 
Antrag abzugsfähig sein müssen, wenn der individuelle Steuersatz unter alleiniger Berücksichtigung 
des Sparer-Pauschbetrags beim Steuerpflichtigen bereits unter dem Abgeltungsteuersatz von 25 % 
liegt. Das absolute Werbungskostenabzugsverbot sah das Gericht in diesen Fällen als verfassungs-
widrig an. 
 
Tipp: Nicht entschieden wurde die Frage, ob die Versagung des Werbungskostenabzugs bei 

höheren individuellen Steuersätzen verfassungsgemäß ist. Wegen grundsätzlicher Bedeutung 
wurde die Revision zugelassen. Gegen entsprechende Einkommensteuerbescheide sollte 
daher unter Verweis auf das beim BFH anhängige Verfahren Einspruch eingelegt und das 
Ruhen des Verfahrens beantragt werden. 

 
 
Einkommensteuer . 1 %-Regelung auf Grundlage des Bruttolistenneupreises 
verfassungsrechtlich unbedenklich 
 
Der BFH hat mit Urteil vom 13. Dezember 2012 bekräftigt, dass keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken gegen die 1 %-Regelung bestehen. 
 
Zum Arbeitslohn gehören auch die Vorteile aus der Überlassung eines Dienstwagens, soweit ihn der 
Arbeitnehmer privat nutzen kann. Zu bewerten ist dieser Vorteil entweder mit den durch die private 
Nutzung verursachten Kosten des Fahrzeugs (Fahrtenbuchmethode) oder, wenn ein Fahrtenbuch 
nicht geführt wird, mit 1 % des Bruttolistenneupreises (sog. 1 %-Regelung). 
 
Im Streitfall durfte der nichtselbstständig tätige Kläger einen von seinem Arbeitgeber zur Verfügung 
gestellten Dienstwagen auch für private Fahrten nutzen. Der Arbeitgeber hatte ihn als Gebraucht-
fahrzeug mit einer Fahrleistung von 58.000 km für drei Jahre geleast und dafür monatliche Leasing-
raten von rd. € 720,00 zu leisten. Zu Beginn der Nutzungszeit hatte das Fahrzeug noch einen Wert 
von rund € 32.000,00. Der Bruttolistenneupreis belief sich auf € 81.400,00. Das Finanzamt setzte als 
geldwerten Vorteil aus der Überlassung des Dienstwagens entsprechend der 1 %-Regelung auf 
Grundlage des Bruttolistenneupreises einen Betrag in Höhe von € 814,00 monatlich an. Dagegen 
machte der Kläger geltend, dass bei der Berechnung des Vorteils nicht der Listenneupreis, sondern 
der Gebrauchtwagenwert zugrunde zu legen sei. Außerdem würden Neufahrzeuge kaum noch zum 
Bruttolistenpreis veräußert. Der Gesetzgeber müsse deshalb aus verfassungsrechtlichen Gründen 
einen Abschlag vorsehen. 
 
Die dagegen vom Kläger erhobene Klage war ebenso erfolglos wie die vom Kläger eingelegte 
Revision. Der BFH hielt an der Rechtsprechung fest, dass die 1 %-Regelung als grundsätzlich 
zwingende und stark typisierende und pauschalierende Bewertungsregelung individuelle Besonder-
heiten in Bezug auf die Art und die Nutzung des Dienstwagens grundsätzlich unberücksichtigt lasse. 
Schon früher hatte der BFH entschieden, dass nachträgliche Änderungen am Fahrzeug unabhängig 
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davon, ob werterhöhend oder wertverringernd, grundsätzlich unerheblich bleiben, so dass auch bei 
einem vom Arbeitgeber gebraucht erworbenen Fahrzeugs grundsätzlich der Bruttolistenneupreis 
anzusetzen ist.  
 
Der BFH folgte auch nicht dem Einwand des Klägers, dass heutzutage auch Neufahrzeuge praktisch 
kaum noch zum ausgewiesenen Bruttolistenneupreis verkauft würden und der Gesetzgeber deshalb 
von Verfassungs wegen gehalten sei, Anpassungen vorzunehmen, etwa durch einen Abschlag vom 
Bruttolistenneupreis. Insoweit sei zu berücksichtigen, dass der Vorteil des Arbeitnehmers nicht nur in 
der Fahrzeugüberlassung selbst liege, sondern auch in der Übernahme sämtlicher damit verbundener 
Kosten wie Steuern, Versicherungsprämien, Reparatur und Wartungskosten sowie insbesondere der 
Treibstoffkosten. Alle diese Aufwendungen seien ohnehin weder im Bruttolistenneupreis noch in den 
tatsächlichen, möglicherweise geringeren Anschaffungskosten abgebildet. Soweit der BFH in 
anderem Zusammenhang auf die tatsächlichen Fahrzeugpreise abstelle, nämlich bei der Besteuerung 
des Vorteils durch Rabatte beim Neuwagenkauf (Jahreswagenbesteuerung), werde hier der Vorteil 
nicht nach Maßgabe einer grob typisierenden Regelung, sondern auf Grundlage des tatsächlich 
verwirklichten Sachverhalts ermittelt und besteuert. Diese Möglichkeit hat der Arbeitnehmer im 
Rahmen der Nutzungsüberlassung eines Dienstwagens ebenfalls, wenn er sich für die Fahrtenbuch-
methode entscheidet.  
 
 
Einkommensteuer . Steuerliche Anerkennung eines Ehegatten-Arbeitsverhältnisses  
 
Die steuerliche Anerkennung eines Ehegatten-Arbeitsverhältnisses setzt voraus, dass die Arbeits-
leistung – sofern sie sich nicht aus der Art der Tätigkeit ergibt – durch Festlegung der Arbeitszeiten 
geregelt oder durch Stundenaufzeichnungen nachgewiesen werden muss. 
 
Die Vereinbarung einer monatlich 45-stündigen Mitwirkung bei verwaltungstechnischen Arbeiten in 
einer Zahnarztpraxis in Abhängigkeit von der betrieblichen Notwendigkeit reicht hierfür gem. Urteil des 
Finanzgerichts Düsseldorf vom 06. November 2012 jedenfalls dann nicht aus, wenn keine Aufzeich-
nungen über die geleisteten Arbeitsstunden erstellt worden sind. 
 
Verträge unter Angehörigen werden regelmäßig vom Fiskus und wie hier von Gerichten beanstandet, 
wenn sie Fremdvergleichen nicht standhalten. Die Beteiligten stritten um die steuerliche Anerkennung 
des Arbeitsvertrages. Dieser wurde zu weiträumig abgefasst, wie sich in der Praxis zeigte. Nach 
Auffassung des Senats wurden sowohl die Aufgabenstellungen als auch die Arbeitszeit nur pau-
schalierend abgefasst. 
 
Der pauschalen Formulierung "Mitwirkung bei verwaltungstechnischen Fragen" könne nicht ent-
nommen werden, welche Tätigkeiten im Einzelnen zu verrichten seien und welches Arbeitspensum 
innerhalb der vereinbarten monatlichen Arbeitszeit von 45 Stunden zu bewältigen sei. Es fehlten 
zudem Regelungen dahin, dass es gestattet sei, die Tätigkeiten außerhalb der Praxis zu Hause zu 
erledigen. Außerdem fehle es an einer Festlegung der Arbeitszeit. 
 
Die Formulierung, nach der die Arbeitszeit in Abhängigkeit von der betrieblichen Notwendigkeit frei 
gestaltet werden könne, lasse offen, ob der Arbeitgeber die betriebliche Notwendigkeit vorgebe und 
entsprechende Arbeitserledigungen fordere oder ob diese Beurteilung der Ehefrau überlassen sei. Es 
sei unter Fremden kaum denkbar, dass sich jemand für ein Arbeitsvolumen verpflichte und dabei völlig 
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offen sei, wann die Arbeit zu leisten sei. Sollte dies ausnahmsweise aber doch einmal der Fall sein, 
würden jedenfalls Stundenzettel oder andere geeignete Aufzeichnungen geführt, die den zeitlichen 
Umfang der Arbeitsleistung belegten. Im Ergebnis wurde deshalb vom Gericht die steuerliche Aner-
kennung des Arbeitsverhältnisses versagt. 
 
 
Körperschaftsteuer . Steuerpflicht von Streubesitzdividenden 
 
Nachdem der Bundestag dem Vermittlungsergebnis bereits zugestimmt hatte, bestätigte am 
01. März 2013 auch der Bundesrat, dass Dividendenerträge inländischer Kapitalgesellschaften aus 
kleineren Unternehmensbeteiligungen, die nach dem 28. Februar 2013 zufließen, der Körperschaft-
steuer unterliegen. 
 
Hintergrund ist ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 20. Oktober 2011. Die Richter hatten 
moniert, dass inländische Unternehmen – im Gegensatz zu ausländischen Aktionären – steuerfrei 
kassieren. Der verabschiedete Kompromiss sieht vor, dass steuerpflichtige Körperschaften Divi-
denden nicht mehr steuerfrei vereinnahmen können, sofern sie auf eine Beteiligung von weniger als 
10 % an der ausschüttenden Körperschaft gezahlt werden (Streubesitzbeteiligung). Gewinne aus der 
Veräußerung von Streubesitzbeteiligungen sind jedoch weiterhin gemäß § 8b Abs. 2 KStG steuerfrei.  
 
Tipp: Für Altfälle sowie unter bestimmten Voraussetzungen auch bei zukünftigen Dividenden aus 

Schachtelbeteiligungen, wird ein gesondertes Erstattungsverfahren eingeführt, für das das 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) zuständig ist. Eine erhebliche Benachteiligung ergibt 
sich zukünftig bei mittelbar über Investmentvermögen gehaltenen Beteiligungen. 

 
 
Umsatzsteuer . Energieerzeugung durch Blockheizwerk im selbstgenutzten Ein-
familienhaus 
 
Der BFH hat mit Urteil vom 12. Dezember 2012 seine bisherige Rechtsprechung bestätigt, dass der 
Betreiber eines Blockheizkraftwerks im selbstgenutzten Einfamilienhaus umsatzsteuerrechtlich Unter-
nehmer ist, wenn er den Strom teilweise, regelmäßig und nicht nur gelegentlich gegen Entgelt in das 
allgemeine Stromnetz einspeist. 
 
Darüber hinaus hat der BFH entschieden, dass die Verwendung der erzeugten Energie (Strom und 
Wärme) für den eigenen Bedarf dann als sog. Entnahme der Umsatzbesteuerung zu unterwerfen ist, 
wenn – wie im Streitfall – der Unternehmer die auf den Anschaffungskosten des Blockheizkraftwerks 
ruhende Umsatzsteuerbelastung als Vorsteuerabzug steuerlich geltend gemacht hat. Diese Ent-
nahmebesteuerung gilt nach der BFH-Entscheidung indes nicht für die aus technischen Gründen nicht 
zur Heizung nutzbare Abwärme. 
 
Hinsichtlich der Bemessungsgrundlage für die Entnahmebesteuerung hat der BFH – entgegen der 
Auffassung von Finanzamt und Finanzgericht – entschieden, dass die für die Strom- und Wärme-
erzeugung mit dem Blockheizkraftwerk angefallenen sog. Selbstkosten (Herstellungskosten) nur dann 
anzusetzen sind, wenn ein Einkaufspreis für den Strom bzw. die Wärme nicht zu ermitteln ist.  
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Arbeitsrecht . Arbeitszeugnis – kein Anspruch des Arbeitnehmers auf Dank und gute 
Wünsche  
 
Der Arbeitgeber ist gesetzlich nicht verpflichtet, das Arbeitszeugnis mit Formulierungen abzu-
schließen, in denen er dem Arbeitnehmer für die geleisteten Dienste dankt, dessen Ausscheiden 
bedauert oder ihm für die Zukunft alles Gute wünscht. 
 
Das einfache Zeugnis muss nach § 109 Abs. 1 Satz 2 GewO mindestens Angaben zu Art und Dauer 
der Tätigkeit enthalten. Der Arbeitnehmer kann gemäß § 109 Abs. 1 Satz 3 GewO verlangen, dass 
sich die Angaben darüber hinaus auf Leistung und Verhalten im Arbeitsverhältnis (qualifiziertes 
Zeugnis) erstrecken. Aussagen über persönliche Empfindungen des Arbeitgebers gehören damit nicht 
zum notwendigen Zeugnisinhalt. Ist der Arbeitnehmer mit einer vom Arbeitgeber in das Zeugnis 
aufgenommenen Schlussformel nicht einverstanden, kann er nur die Erteilung eines Zeugnisses ohne 
diese Formulierung verlangen. 
 
Der Fall: 
 
Der Kläger leitete einen Baumarkt der Beklagten. Nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
erteilte ihm die Beklagte ein Arbeitszeugnis mit einer überdurchschnittlichen Leistungs- und Ver-
haltensbeurteilung. Das Zeugnis endet mit den Sätzen: „Herr K scheidet zum 28. Februar 2009 aus 
betriebsbedingten Gründen aus unserem Unternehmen aus. Wir wünschen ihm für die Zukunft alles 
Gute.“ Der Kläger hat die Auffassung vertreten, der Schlusssatz sei unzureichend und entwerte sein 
gutes Zeugnis. Er habe Anspruch auf die Formulierung: „Wir bedanken uns für die langjährige 
Zusammenarbeit und wünschen ihm für seine private und berufliche Zukunft alles Gute.“ Das Arbeits-
gericht hat der Klage stattgegeben, das Landesarbeitsgericht hat sie auf die Berufung der Beklagten 
abgewiesen. 
 
Die Revision des Klägers hatte vor dem Neunten Senat des Bundesarbeitsgerichts keinen Erfolg. 
Schlusssätze in Zeugnissen, mit denen Arbeitgeber in der Praxis oft persönliche Empfindungen wie 
Dank oder gute Wünsche zum Ausdruck bringen, sind nicht „beurteilungsneutral“, sondern geeignet, 
die objektiven Zeugnisaussagen zu Führung und Leistung des Arbeitnehmers zu bestätigen oder zu 
relativieren. Wenn ein Arbeitgeber solche Schlusssätze formuliert und diese nach Auffassung des 
Arbeitnehmers mit dem übrigen Zeugnisinhalt nicht in Einklang stehen, ist der Arbeitgeber nur ver-
pflichtet, ein Zeugnis ohne Schlussformel zu erteilen. Auch wenn in der Praxis, insbesondere in Zeug-
nissen mit überdurchschnittlicher Leistungs- und Verhaltensbeurteilung, häufig dem Arbeitnehmer für 
seine Arbeit gedankt wird, kann daraus mangels einer gesetzlichen Grundlage kein Anspruch des 
Arbeitnehmers auf eine Dankesformel abgeleitet werden. 
 
 
Versicherungsrecht . Kundenfeindliche Klauseln in Lebens- und Rentenver-
sicherungsverträgen sind unwirksam 
 
Der Bundesgerichtshof erklärte mehrere Klauseln in Lebens- und Rentenversicherungsverträgen 
wegen unangemessener Benachteiligung der Versicherungsnehmer für unwirksam. Unter anderem 
dürften Versicherungsbedingungen nicht vorsehen, dass Abschlusskosten, bei denen es sich zu 
einem erheblichen Teil um Vermittlungsprovisionen handelt, mit ersten Beiträgen verrechnet werden 
(BGH, Urteil vom 25. Juli 2012 - Az.: IV ZR 201/10). 
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Geklagt hatte ein gemeinnütziger Verbraucherschutzverein. Die Beklagte ist eine deutsche Lebens-
versicherungs-AG. Die Parteien streiten über die Wirksamkeit von Bestimmungen unter anderem 
betreffend die Rückkaufswerte, den Stornoabzug sowie die Verrechnung von Abschluss-kosten (sog. 
Zillmerung), die die Beklagte in ihren Versicherungsbedingungen jedenfalls zeitweise im Zeitraum 
2001 bis Ende 2006 verwendete. Der Kläger nimmt die Beklagte auf Unterlassung der Verwendung 
der angegriffenen Klauseln sowohl beim Abschluss neuer Versicherungsverträge als auch bei der 
Abwicklung bereits geschlossener Verträge in Anspruch. 
 
Bedingungen, nach welchen die Abschlusskosten, bei denen es sich zu einem erheblichen Teil um 
Vermittlungsprovisionen handelt, mit den ersten Beiträgen verrechnet werden, stellten eine unange-
messene Benachteiligung des Versicherungsnehmers dar und seien deshalb unwirksam. Die Zill-
merung führe dazu, dass Versicherungsnehmer, die ihren Vertrag bereits nach wenigen Jahren und 
vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit kündigen, nur einen geringen oder gegebenenfalls gar keinen 
Rückkaufswert erhalten. 
 
Wegen Verstoßes gegen das Transparenzgebot hat der BGH ferner Klauseln für unwirksam erklärt, 
die nicht hinreichend deutlich zwischen dem im Fall einer vorzeitigen Vertragsbeendigung nach den 
anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik zu berechnenden Rückkaufswert (§ 176 Abs. 3 
VVG a.F.) einerseits und andererseits dem sog. Stornoabzug, der vereinbart und angemessen sein 
muss (§ 176 Abs. 4 VVG a.F.) differenzieren. Wegen unangemessener Benachteiligung des Versiche-
rungsnehmers seien ferner Bestimmungen unwirksam, die vorsehen, dass dem Versicherungsnehmer 
nach allen Abzügen verbleibende Beträge unter zehn Euro nicht erstattet werden. Schließlich hat der 
BGH entschieden, dass der beklagte Versicherer sich nicht nur bei der Abwicklung bestehender 
Verträge, sondern auch bei deren Neuabschluss nicht auf die für unwirksam erklärten Klauseln 
berufen darf. 
 
Tipp: Soweit eine Lebensversicherung oder Rentenversicherung vorzeitig gekündigt wurde, sollte 

geprüft werden, ob die Abrechnung der gekündigten Versicherung gemäß den Vorgaben der 
Rechtsprechung rechtmäßig erfolgt ist. Gegebenenfalls steht dem Kunden ein höherer 
Rückkaufwert bzw. eine höhere beitragsfreie Versicherungssumme zu. Auch muss ein Storno-
abzug erstattet werden. Entsprechende Erstattungsansprüche verjähren drei Jahre nach 
Vertragsende.  
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